
ZGI Zeitschrift
für das gesamte

Informationsrecht

4/2023
Seiten 157–202

Datennutzung · Open Data · Transparenz

EDITORIAL

Datenschutzrechtliches Aus-
kunftsrecht ist kein allgemeiner
Ausforschungsanspruch

I n jüngerer Zeit werden vermehrt Versuche unternommen, den datenschutz-
rechtlichen Auskunftsanspruch als allgemeinen Informationszugangs-
anspruch zu instrumentalisieren. Er wird insbesondere in zivilrechtlichen
Verfahren verwendet, um entsprechend dem Beibringungsgrundsatz an In-

formationen zu gelangen, die im Übrigen nicht verfügbar sind. Solche verfahren-
simmanenten oder sogar -vorgelagerten Ausforschungsverfahren prägen als „pre-
trial-discovery“-Verfahren zwar etwa das U. S.-amerikanische Zivilprozessrecht,
sind dem deutschen aber fremd. Dieses verbietet vielmehr Beweisantritte, die auf
bloße Ausforschung gerichtet sind. Insofern bedarf es der klaren Abgrenzung des
Anwendungsbereichs des datenschutzrechtlichen Auskunftsanspruchs von ande-
ren Auskunfts- und Informationszugangsrechten. Das gilt nicht nur mit Blick auf
das Zivilprozessrecht, sondern ebenfalls für behördliche Verfahren, für das Straf-
prozessrecht oder für die Parlamentsverwaltung, um nur einige Beispiele aus der
jüngeren Praxis zu benennen.

Die Nutzung des datenschutzrechtlichen Auskunftsanspruchs als allgemeines In-
formationserlangungs- oder – wertender formuliert – Ausforschungsinstrument
erscheint dabei durchaus verlockend. Der Auskunftsanspruch ist nicht nur – zu-
sammen im Übrigen mit proaktiven Informationspflichten des Verantwortlichen –
im zweiten Abschnitt des dritten Kapitels der DS-GVO über die Rechte der betrof-
fenen Person verankert, sondern zudem in Art. 8 Abs. 2 S. 2 GRCh grundrechtlich
fundiert. Er spielt eine Schlüsselrolle bei der Herstellung von Transparenz, die
ihrerseits als maßgeblicher Verarbeitungsgrundsatz grundrechtlich wie auch in der
DS-GVO normiert ist. Hinzu kommt, dass den datenschutzrechtlichen Informati-
onspflichten und Auskunftsrechten in Bezug auf die sonstigen Betroffenenrechte
eine besondere Bedeutung zukommt: Sie erst ermöglichen die Wahrnehmung der
Rechte auf Berichtigung, Löschung und Widerspruch, sie bieten insofern einen
Wahrnehmungsvoraussetzungsschutz für die auf Gestaltung bezogenen Betroffe-
nenrechte.

Zudem scheint der datenschutzrechtliche Auskunftsanspruch auf den ersten Blick
unbeschränkt zu sein. Denn jedenfalls der allgemeine Auskunftsanspruch nach
Art. 15 Abs. 1 DS-GVO ist dem Wortlaut nach nicht beschränkt. Allein das besonde-
re Recht auf Kopie nach Art. 15 Abs. 3 DS-GVO darf nach Art. 15 Abs. 4 DS-GVO die
Rechte und Freiheiten anderer Personen nicht beeinträchtigen. Das macht den
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datenschutzrechtlichen Auskunftsanspruch attraktiv für ei-
nen Einsatz auch außerhalb einer engen datenschutzrecht-
lichen Verwendung.

Indes ist größte Vorsicht geboten, den datenschutzrecht-
lichen Auskunftsanspruch als überlangen Hebel zu verstehen
und mit diesem sämtliche besonderen Informationsregime
zu unterlaufen. Denn erstens ist schon der Anwendungs-
bereich des datenschutzrechtlichen Auskunftsanspruchs be-
grenzt. Die Schranken ergeben sich nicht nur aus den –
zugegebenermaßen weiten – tatbestandlichen Vorausset-
zungen des Art. 15 DS-GVO, sondern vor allem aus den Ein-
schränkungen im nationalen Recht. Diese sind nach Art. 23
DS-GVO ermächtigt (nach anderer Lesart bleibt es insofern
bei der mitgliedstaatlichen Regelungskompetenz), die Be-
troffenenrechte aus bestimmen Gründen zu beschränken.
Von dieser Möglichkeit hat in Deutschland das BDSG zahlrei-
chen Gebrauch gemacht und dabei an der grundrechtlich
geprägten Differenzierung der Datenverarbeitung im öffent-
lichen Bereich einerseits und im privaten Bereich anderer-
seits festgehalten. Dementsprechend hat der BGH etwa in
einem Urteil vom 22.2.2022 zum Schutz von Hinweisgebern
klargestellt, dass das Auskunftsrecht eben nicht einschrän-
kungslos besteht, sondern durch Rechte und Freiheiten an-
derer Personen eingeschränkt sein kann. Dies entspricht im
Übrigen auch dem Unionsrecht. Denn wenn dem Art. 15 DS-
GVO selbst insofern auch keine Beschränkung entnommen
werden kann, führt Erwägungsgrund 63 DS-GVO mit Blick
auf das Auskunftsrecht doch aus: „Dieses Recht sollte die
Rechte und Freiheiten anderer Personen, etwa Geschäfts-
geheimnisse oder Rechte des geistigen Eigentums und ins-
besondere das Urheberrecht an Software, nicht beeinträchti-
gen.“ Insofern bedarf es bei einer Kollision des Auskunfts-
anspruchs mit Rechten und Freiheiten anderer Personen
stets einer Abwägung. Ob diese Abwägungen durch zeitliche
Fristen determiniert werden können, nach deren Ablauf eine
grundsätzliche Vermutung für den Auskunftsanspruch
spricht, ist derzeit noch ungewiss – und gesetzlich jedenfalls
nicht geregelt. Der Erwägungsgrund 63 DS-GVO hält als eine
Art Schranken-Schranke nur fest, dass die Rechte anderer
nicht dazu führen dürfen, „dass der betroffenen Person
jegliche Auskunft verweigert wird“.

Doch auch ungeachtet dieser unions- und nationalrecht-
lichen Begrenzung des Auskunftsanspruchs ist es dringend
geboten, den datenschutzrechtlichen Auskunftsanspruch
streng funktional auf die Wahrnehmung der gestalterischen
datenschutzrechtlichen Betroffenenrechte auszurichten. Das
folgt nicht nur aus einer teleologischen Auslegung der Norm
sowie aus der Genese der DS-GVO als solcher, sondern vor
allem aus einer systematischen Betrachtung des zweiten
Abschnitts des dritten Kapitels. Die datenschutzrechtlichen
Informationspflichten und das Auskunftsrecht sollen Infor-
mationsasymmetrien im Kontext der Datenverarbeitung aus-
gleichen. Dazu ermöglichen sie die Geltendmachung der
gestalterischen Betroffenenrechte. Zudem dienen sie in ei-
ner objektivierten Funktion der Durchsetzung des daten-

schutzrechtlichen Transparenzgebots sowie des daten-
schutzrechtlichen Grundsatzes der Verarbeitung von Daten
nach Treu und Glauben.

Paradoxerweise erfüllen die Informationspflichten und das
Auskunftsrecht des Datenschutzrechts diese eigentlichen
Funktionen kaum. In rechtlicher Hinsicht bereitet die Be-
stimmung des genauen Inhalts und des Umfangs der Infor-
mationspflichten und des Auskunftsrechts Schwierigkeiten,
sind die Grenzen dieser Rechte zum Teil unklar und stellen
sich zahlreiche Detailfragen. Schwerer noch wiegen die tat-
sächlichen bzw. strukturellen Probleme: Informationspflich-
ten erweisen sich als ineffizient bei besonderen Verarbei-
tungssituationen mit einer unbestimmten Zahl an Betroffe-
nen, etwa bei der Videoüberwachung im öffentlichen Raum.
Zudem bereitet die undifferenzierte Anwendung auf unter-
schiedliche Unternehmen erhebliche Schwierigkeiten. Nicht
zuletzt geht die Erfüllung des Auskunftsanspruchs häufig mit
einer qualitativen und vor allem quantitativen Überforde-
rung der Betroffenen einher.

Vor diesem Hintergrund mutet es merkwürdig an, wenn die
fehlende Funktionserfüllung durch eine folgenreiche Funk-
tionserweiterung kompensiert werden würde. Der daten-
schutzrechtliche Auskunftsanspruch ist keine geeignete
Grundlage für eine umfassende Offenlegungspflicht, er bie-
tet keinen „discovery“-Ersatz und er sollte auch die allgemei-
nen datenschutzrechtlichen Grenzen nicht unterlaufen. Zu
erinnern ist insofern, dass nach Art. 12 Abs. 5 DS-GVO miss-
bräuchlich gestellte Anträge – die Norm spricht von „offen-
kundig unbegründeten oder exzessiven Anträgen“ – un-
zulässig sind.

Rechtsprechung – und ggf. auch die Rechtsetzung – sind
deshalb aufgefordert, dem datenschutzrechtlichen Informa-
tions- und Auskunftsregime innerhalb des Datenschutz-
rechts zur effektiven Wirksamkeit zu verhelfen und zugleich
eine Expansion auf andere Regelungsbereiche zu unterbin-
den. Dies entspricht allgemeinen verfassungs- bzw. primär-
rechtlichen Anforderungen. Bei der nächsten anstehenden
Novelle der DS-GVO sollte insofern überlegt werden, den
notwendigen unmittelbaren Zusammenhang zwischen den
als Voraussetzungsschutz konzipierten Betroffenenrechten
der Information und Auskunft einerseits und den gestalteri-
schen Betroffenenrechten der Löschung, Berichtigung und
des Widerspruchs nicht nur systematisch, sondern auch im
Wortlaut zum Ausdruck zu bringen. Zugleich bedarf es einer
klaren Abgrenzung zu anderen Regelungsbereichen, allen
voran auch zu den einschlägigen Prozessrechtsordnungen.
Anderenfalls untergräbt der datenschutzrechtliche Aus-
kunftsanspruch die jeweiligen fach- und sachspezifischen
Informationsrechte, ohne seine eigentliche Aufgabe dadurch
besser zu erfüllen.
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